
ESRS: FINALER ABSTIMMUNGSPROZESS 
UND FOLGEN FÜR DEN MITTELSTAND 

Durch die europäische Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) wer- 

den erstmals detaillierte Berichtspflichten zu den Auswirkungen von Unternehmen auf 

Umwelt, Menschenrechte und Gesellschaft in Form einheitlicher Standards eingeführt. 

Die „European Sustainability Reporting Standards“, kurz ESRS, definieren dabei die Art 

und Weise der Berichterstattung im Rahmen der CSRD und geben weitere sektorun

abhängige sowie sektorspezifische Angabepflichten sowie den Rahmen für weitere orga-

nisationsspezifische Offenlegungen vor. 
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2. AUSGABE 2023

Nachhaltigkeit im Mittelstand 

RAHMENWERKE IN DER  
NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Jahrzehntelang basierte die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen auf Freiwillig-

keit. Unternehmen haben die Mehrwerte der Nachhaltigkeitsberichterstattung für sich ge-

nutzt und dadurch ihre Marktposition verbessert sowie ihr Ansehen bei Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern erhöht. Zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten (oft auch CR-, CSR-, 

Personal-, Sozial-, Umweltberichte) wurden häufig nationale oder internationale Rahmenwer-

ke genutzt. Etablierte Rahmenwerke geben Orientierung bei der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Sie geben eine bestimmte Struktur und Form und die Inhalte vor und sorgen damit 

für Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Verständlichkeit. 
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INTERNATIONAL ANERKANNT: 

DIE GLOBAL REPORTING INITIATIVE 

Die seit 1997 bestehende Global Reporting Initiative 

(GRI) ist aktuell der international anerkannteste Stan-

dard für Nachhaltigkeitsberichte. Die GRI-Standards 

repräsentieren die global beste Praxis für die öffentli-

che Berichterstattung zu verschiedenen ökonomi-

schen, ökologischen und sozialen Auswirkungen. Die 

GRI-Standards sind ein modulares System miteinander 

verbundener Standards. Es bestehen drei Serien von 

Standards, die den Berichterstattungsprozess unter-

stützen. Die GRI-Universalstandards gelten für alle Or-

ganisationen, die GRI-Branchenstandards richten sich 

an bestimmte Branchen und die GRI-Themenstandards 

enthalten Angaben zu einem bestimmten Thema. Die 

Anwendung dieser Standards zur Bestimmung der 

wesentlichen (relevanten) Themen hilft Organisatio-

nen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

ENTSPECHENSERKLÄRUNG DES DEUTSCHEN 

NACHHALTIGKEITS KODEX 

In Deutschland berichten derzeit auch viele Unterneh-

men in Form einer Entsprechenserklärung des Deut-

schen Nachhaltigkeits Kodex (DNK). Der DNK wurde 

2010 vom Rat für Nachhaltige Entwicklung mit Vertre-

terinnen und Vertretern der Politik, des Finanzmarkts, 

Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen in einem Dialog-Prozess entwickelt. Er wird mit 

Mitteln des Bundeskanzleramts finanziert. Es existie-

ren aktuell über 950 DNK-Anwenderunternehmen. 

Der DNK greift für einzelne Kennzahlen die Standards 

der GRI auf. 
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NON-FINANCIAL REPORTING DIRECTIVE 

MACHT NICHTFINANZIELLE ERKLÄRUNG FÜR 

BESTIMMTE UNTERNEHMEN ZUR PFLICHT 

Seit 2017 findet die sog. Non-Financial-Reporting Di-

rective (NFRD) in Deutschland Anwendung. Diese EU-

Richtlinie verpflichtet zunächst große kapitalmarktori-

entierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeiten-

den und bestimmte andere Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die Lageberichterstattung um 

eine nichtfinanzielle Erklärung zu erweitern. Die nicht-

finanzielle Erklärung muss Informationen über Um-

welt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die Achtung 

der Menschenrechte sowie die Bekämpfung von Kor-

ruption und Bestechung enthalten. 

VEREINHEITLICHUNG DURCH DIE CORPORATE 

SUSTAINABILITY REPORTING DIRECTIVE 

Aufgrund mangelnder Einheitlichkeit und fehlender 

Vergleichbarkeit sowie teils fehlender Offenlegung re-

levanter Informationen veröffentlichte die Europäische 

Kommission im Zuge des Green Deals im April 2021 

ihren Vorschlag zur Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD), welche die bisherige NFRD ablöst. 

Die CSRD wurde schließlich am 16.12.2022 offiziell im 

Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist bereits Anfang 

2023 in Kraft getreten. 

Die Richtlinie ist nun innerhalb von 18 Monaten von 

den jeweiligen Gesetzgebern in der EU in nationales 

Recht umzusetzen. U. a. das deutsche Handelsgesetz-

buch (HGB) wird bis Juli 2024 entsprechend überarbei-

tet. 

ESRS KONKRETISIEREN DIE CSRD

Die ESRS bestehen aus zwölf Standards, die von der 

European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) 

entwickelt wurden. Das erste Set von insgesamt zwölf 

Standardentwürfen, die die zukünftigen Anforderun-

gen konkretisieren, wurde bereits an die Europäische 

Kommission übergeben, die diese nun in Form Dele-

gierter Rechtsakte rechtsverbindlich finalisiert. Mit einer 

finalen Veröffentlichung wird bis Ende Juni 2023  

gerechnet. 

Das Set besteht aus zwei Querschnitts-Standards, die 

vor allem themenübergreifende Angaben und Prinzipi-

en betreffen, und zehn themenspezifischen Standards, 

die sich auf die klassische dreigliedrige Nachhal

tigkeitsberichterstattung (Environment, Social, Gover-

nance – ESG) beziehen. 

UMSETZUNG IN DEN EUROPEAN SUSTAINABILITY REPORTING STANDARDS (ESRS)

Cross-Cutting-Standards

ESRS 1 – Allgemeine Bestimmungen für Berichterstattung

Branchenübergreifende thematische Standards

Sektorspezifische Standards

Ausblick weitere Standards und Leitlinien

ESRS 2 – Informationen zu Strategie, Unternehmensführung, 

Nachhaltigkeitsauswirkungen, Risiko- und Chancenbewertung 

und Management

ESRS E1 – Climate Change

ESRS E2 – Pollution

ESRS E3 – Water and marine resources

ESRS E4 – Biodiversity and ecosystems 

ESRS E5 – Resource use and circular economy

> �Standardentwicklung in 3 Phasen:  

Verabschiedung im Juni 2024, Juni 2025  

und Juni 2026

> �Priorisierung der Sektoren basierend auf  

Nachhaltigkeitsrisiken und Auswirkungen  

der Branchen

> Agriculture and Farming 

> �Coal mining

> �Mining

> �Oil and Gas – upstream

> �Oil and Gas – mid/downstream

> Energy production and utilities

> �Road transport

> �Motor vehicle production

> �Textiles, accessories, footwear  

and jewelleries

> �Food and beverages

ESRS S1 – Own workforce

ESRS S2 – Workers in the value chain

ESRS S3 – Affected communities

ESRS S4 – Consumers and end-users

ESRS G1 –  

Business conduct
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Standard für Nicht-EU-Unternehmen Standard für kapitalmarktorientierte 

KMU

Freiwillige Leitlinien: 

nicht-kapitalmarktorientierte KMU



BERICHTSPFLICHTIGE INHALTE ERGEBEN  

SICH AUS ZWEI PERSPEKTIVEN

Für die Ermittlung der berichtspflichtigen Inhalte wird 

eine doppelte Wesentlichkeit zu Grunde gelegt. Das  

bedeutet, dass Unternehmen Nachhaltigkeitsaspekte 

aus zwei Perspektiven betrachten müssen. Zu berichten 

ist sowohl über Themenaspekte, die den Unterneh-

menswert beeinflussen („financial materiality“) als auch 

über solche, bei denen sich die Unternehmenstätig- 

keit auf Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft auswirkt 

(„impact materiality“). Darüber hinaus definieren die 

Standardentwürfe auch eine gewisse Anzahl an qualita-

tiven und quantitativen Angaben, über die unabhängig 

von der Wesentlichkeitsanalyse des Unternehmens  

immer verpflichtend zu berichten ist. Hierzu gehören  

z. B. die Klimabilanz, Angaben zum Wasserverbrauch 

oder zu Geldbußen im Zusammenhang mit Korruption 

sowie der Unfall- und Krankenquote der Mitarbeiten-

den. 

ESRS RICHTEN SICH AN ALLE  

CSRD-VERPFLICHTETEN

Den weiteren Zeitplan bis zur Erstanwendung der ESRS 

sowie den unmittelbaren Anwenderkreis gibt die CSRD 

vor. Das wiederum bedeutet für viele Unternehmen, 

dass sie innerhalb kürzester Zeit die erforderlichen  

Anpassungen sowohl in Datenerhebungs- als auch  

Berichtsprozessen vornehmen müssen. Dabei stehen 

Unternehmen von öffentlichem Interesse sowie große 

Kapitalgesellschaften durch die Pflicht zur nichtfinanzi-

ellen Berichterstattung unter besonderem Druck.

KLEINE UND MITTELGROSSE UNTERNEHMEN 

ZUNÄCHST NOCH NICHT DIREKT BETROFFEN

Allerdings sind die aus den ESRS resultierenden mittel-

baren Folgen auch für kleine und mittelgroße Unter-

nehmen beträchtlich: Diese sind einerseits ab dem 

Geschäftsjahr 2026 in kleinem Umfang selbst direkt von 

der Berichtspflicht betroffen (kapitalmarktorientierte 

KMU) und andererseits werden sie bereits mittelbar 

durch ihre Geschäftsbeziehungen zu berichtspflichtigen 

Unternehmen gefordert. 

Die konkreten Angaben, die Unternehmen – ver-

pflichtend oder entsprechend den Ergebnissen ihrer 

Wesentlichkeitsanalyse – in ihre Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung aufzunehmen haben, regeln die sog. 

Offenlegungsgrundsätze (Disclosure Requirements). 

Diese finden sich in den einzelnen ESRS und werden 

in den folgenden Newslettern eingehender erläutert. 

Am 21.03.2023 forderte die Europäische Kommis- 

sion von der EFRAG eine stärkere Fokussierung auf 

die Implementierung von den bestehenden Entwür-

fen der 12 ESRS und die Veröffentlichung der ersten 

Konsultationsentwürfe zu den sektorspezifischen 

ESRS zu verschieben. 

Bereits am 15.03.2023 hatte Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen in einer Rede im Europäischen Par-

lament eine Reduktion von Berichtspflichten um 25 % 

Prozent bis Herbst 2023 angekündigt, um die Wett

bewerbsfähigkeit für EU-Unternehmen zu wahren.

Ob die finale Veröffentlichung wird bis Ende Juni 2023 

realistisch bleibt, betrachten wir in einem der nachfol-

genden Newsletter und halten Sie auf dem Laufenden. 

Die CSRD sieht sowohl eine deutliche Ausweitung des 

Kreises der berichtspflichtigen Unternehmen als auch 

eine grundlegende Überarbeitung der zu berichten-

den Inhalte in Form verpflichtender Standards (den 

„European Sustainability Reporting Standards“- ESRS) 

vor. 

CSRD FÜR GROSSE UNTERNEHMEN 

AB 2025 PFLICHT 

Für das Geschäftsjahr 2025 haben alle großen Unter-

nehmen umfangreiche Nachhaltigkeitsinformationen 

offenzulegen. In Deutschland werden mindestens Ka-

pitalgesellschafte und diesen über § 264a HGB gleich-

gestellten Personenhandelsgesellschaften berichts-

pflichtig, die als große Gesellschaften gelten. Große 

Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der 

drei folgenden Merkmale überschreiten:

› 20 Mio. Euro Bilanzsumme,

› 40 Mio. Euro Umsatzerlöse,

› im Jahresdurchschnitt mindestens 250 Arbeitneh-

mer.

KMU SPÄTESTENS AB 2028 BETROFFEN 

Im darauffolgenden Geschäftsjahr, beginnend ab dem 

01.01.2026, wird der Kreis der betroffenen Unterneh-

men auch auf kapitalmarktorientierte KMU erweitert. 

Allerdings wurde eine zweijährige Übergangsphase 

eingeräumt, so dass eine erstmalige Anwendung für 

KMU spätestens im Geschäftsjahr 2028 verpflichtend 

sein wird.

3

Hinweis: Auch diejenigen Unternehmen, die sich 

bisher noch nicht mit einer Form der Nachhaltig-

keitsberichterstattung befasst haben, sollten sich 

schon jetzt mit der Thematik vertraut machen. 

Auch wenn es bis zur erstmaligen Anwendung 

noch eine gewisse Zeit dauert, sollten die zu tref-

fenden Vorbereitungen nicht unterschätzt werden.
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